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stücke, die von den zuständigen Organen des Empfangsstaa­
tes ausgestellt worden sind, sofern sie den Rechtsvorschriften 
des Empfangsstaates nicht widersprechen.

Artikel 35
(1) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht,

1. von Staatsbürgern des Entsendestaates Dokumente, Geld, 
Wertsachen und andere ihnen gehörende Gegenstände in 
Verwahrung zu nehmen;

2. Dokumente, Geld, Wertsachen und andere Gegenstände, 
die Staatsbürgern des Entsendestaates während ihres 
Aufenthalts im Empfangsstaat abhanden gekommen sind, 
von den Organen des Empfangsstaates zur Übermittlung 
an die Eigentümer entgegenzunehmen.

(2) Ein gemäß Absatz 1 in Verwahrung genommener Ge­
genstand darf aus dem Empfangsstaat nur ausgeführt wer­
den, wenn dies nicht im Widerspruch zu den Rechtsvorschrif­
ten des Empfangsstaates steht.

Artikel 36
Die zuständigen Organe des Empfangsstaates informieren 

eine konsularische Amtsperson unverzüglich
1. über schwere Verkehrsunfälle von Staatsbürgern des Ent­

sendestaates im Empfangsstaat,
2. über den Tod eines Staatsbürgers des Entsendestaates 

im Empfangsstaat. Sie übersenden ihr kostenlos eine Aus­
fertigung der Sterbeurkunde.

Artikel 37
(1) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates übermit­

teln einer konsularischen Amtsperson alle ihnen bekannten 
Angaben über den Nachlaß eines im Empfangsstaat verstor­
benen Staatsbürgers des Entsendestaates, das Vorhandensein 
einer letztwilligen Verfügung des Verstorbenen sowie über 
die in Frage kommenden Erben, Vermächtnisnehmer oder 
Pflichtteilsberechtigten.

(2) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates informie­
ren eine konsularische Amtsperson, wenn sich im Zusammen­
hang mit einem im Empfangsstaat eröffneten Nachlaßverfah­
ren, unabhängig von der Staatsbürgerschaft des Erblassers 
zur Zeit seines Todes, ergibt, daß Staatsbürger des Entsende­
staates als Erben, Vermächtnisnehmer oder Pflichtteilsbe­
rechtigte in Betracht kommen.

Artikel 38
Hat ein Staatsbürger des Entsendestaates einen Nachlaß im 

Empfangsstaat hinterlassen oder kommen Staatsbürger des 
Entsendestaates als Erben, Vermächtnisnehmer oder Pflicht­
teilsberechtigte in einem Nachlaßverfahren, unabhängig von 
der Staatsbürgerschaft des Erblassers zur Zeit seines Todes, 
in Betracht, so ist eine konsularische Amtsperson berechtigt, 
die zuständigen Organe des Empfangsstaates zu ersuchen, 
Maßnahmen zur Sicherung, Erhaltung und Verwaltung des 
Nachlasses zu treffen. Sie. kann in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften des Empfangsstaates bei der Durchführung 
dieser Maßnahmen mitwirken und für eine Vertretung der 
Erben, Vermächtnisnehmer oder Pflichtteilsberechtigten sor­
gen.

Artikel 39
(1) Eine konsularische Amtsperson ist berechtigt, von den 

zuständigen Organen des Empfangsstaates nach Abschluß 
eines Nachlaßverfahrens das zur Erbmasse gehörende beweg­
liche Vermögen oder den durch den Verkauf des beweglichen 
oder unbeweglichen Vermögens erzielten Geldbetrag zur Wei­
terleitung an einen Staatsbürger des Entsendestaates entge­
genzunehmen, sofern dieser Staatsbürger Erbe, Vermächtnis­
nehmer oder Pflichtteilsberechtigter ist, im Empfangsstaat 
keinen Wohnsitz hat und am Nachlaßverfahren weder per­
sönlich noch durch einen Vertreter teilgenommen hat.

(2) Die Weiterleitung und Ausfuhr der in Absatz 1 genann­
ten Vermögenswerte an die Berechtigten erfolgt gemäß den 
Rechtsvorschriften des Empfangsstaates, nachdem in Über­
einstimmung mit den Rechtsvorschriften des Empfangsstaa­
tes die Nachlaßverbindlichkeiten, mit denen der Nachlaß be­

lastet ist, und die mit dem Nachlaß verbundenen Steuern be­
zahlt sind.

Artikel 40
(1) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates übergeben 

einer konsularischen Amtsperson die von einem Staatsbürger 
des Entsendestaates mitgeführten persönlichen Gegenstände, 
Geldmittel und Wertsachen, wenn dieser während eines zeit­
weiligen Aufenthalts im Empfangsstaat verstorben ist und 
die Übergabe der Vermögenswerte an einen Bevollmächtigten 
nicht möglich ist.

(2) Die Übergabe und Ausfuhr der in Absatz 1 genannten 
Vermögenswerte erfolgt gemäß den Rechtsvorschriften des 
Empfangsstaates.

Artikel 41
(1) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates benach­

richtigen eine konsularische Amtsperson schriftlich über alle 
Fälle, in denen es notwendig ist, einen Vormund oder Pfle­
ger für einen Staatsbürger des Entsendestaates zu bestellen.

(2) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht, sich wegen 
der Bestellung eines Vormundes oder Pflegers für einen 
Staatsbürger des Entsendestaates an die zuständigen Organe 
des Empfangsstaates zu wenden und geeignete Personen für 
die Bestellung als Vormund oder Pfleger vorzuschlagen.

Artikel 42
(1) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht, mit einem 

Staatsbürger des Entsendestaates in Verbindung zu treten, 
sich mit ihm zu treffen, ihm Unterstützung im Verkehr mit 
den Organen des Empfangsstaates zu gewähren, ihm Hilfe 
in von diesen Organen behandelten Angelegenheiten zu lei­
sten und ihm die Unterstützung eines Rechtsanwaltes zu 
sichern sowie einen Dolmetscher zu vermitteln.

(2) Der Empfangsstaat schränkt in keiner Weise die Bezie­
hungen und den Zutritt eines Staatsbürgers des Entsende­
staates zur konsularischen Vertretung ein.

Artikel 43
(1) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates informie­

ren eine konsularische Amtsperson unverzüglich über die vor­
läufige Festnahme, Verhaftung oder eine andere Beschrän­
kung der persönlichen Freiheit eines Staatsbürgers des Ent­
sendestaates im Empfangsstaat. Diese Information erfolgt spä­
testens 7 Tage nach dem Zeitpunkt, an dem der Staatsbürger 
vorläufig festgenommen, verhaftet oder einer anderen Be­
schränkung seiner persönlichen Freiheit unterworfen wurde.

(2) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht, einen 
Staatsbürger des Entsendestaates, der im Empfangsstaat vor­
läufig festgenommen, verhaftet oder einer anderen Beschrän­
kung der persönlichen Freiheit unterworfen wurde oder der 
eine Freiheitsstrafe im Empfangsstaat verbüßt, so bald wie 
möglich zu besuchen.

(3) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht, mit einem 
Staatsbürger des Entsendestaates, der im Empfangsstaat vor­
läufig festgenommen, verhaftet oder einer anderen Beschrän­
kung der persönlichen Freiheit unterworfen wurde oder der 
eine Freiheitsstrafe im Empfangsstaat verbüßt, Verbindung 
zu unterhalten, ihm Hilfe zu gewähren sowie die Unterstüt­
zung eines Rechtsanwaltes und einen Dolmetscher zu vermit­
teln. Die konsularische Amtsperson ist berechtigt, von diesem 
Staatsbürger Post oder Mitteilungen zu erhalten und an ihn 
zu senden.

(4) Die in diesem Artikel genannten Rechte werden in Über­
einstimmung mit den Rechtsvorschriften des Empfangsstaa­
tes ausgeübt.

(5) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates informie­
ren den betroffenen Staatsbürger des Entsendestaates über die 
ihm nach diesem Artikel zustehenden Rechte.

Artikel 44
(1) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht, einem 

Schiff des Entsendestaates in einem Hafen, den Territorial-, 
inneren See- und Binnengewässern des Empfangsstaates Un­
terstützung und Hilfe zu leisten.

(2) Eine konsularische Amtsperson kann mit einem Schiff 
des Entsendestaates Verbindung aufnehmen und sich an Bord


